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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/548 — 

betr. Enquete-Kommission 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/552 — 

betr. Sammlung und Auswertung über die Folgen ärztlich 
vorgenommener Schwangerschaftsabbrüche 


A. Problem 

Die Diskussion um die Reform des § 218 StGB hat in zuneh- 
mendem Maße ein Ziel in den Vordergrund gerückt: 

Durch sozialpolitische, familienpolitische, bildungspolitische und 
gesundheitspolitische Maßnahmen und durch ein ausreichendes 
und qualifiziertes Angebot an Beratungsstellen sowie durch 
Aufklärung die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche zu senken. 
Dem Deutschen Bundestag liegen eine Reihe von Gesetzentwür- 
fen und Anträgen vor, die diesem Ziel dienen. Es ist jedoch er- 
forderlich, Untersuchungen anzustellen und Vorschläge dazu 
auszuarbeiten, wie der Schutz ungeborenen Lebens noch weiter 
verstärkt und die Hilfen für Schwangere ausgebaut werden 
können. 


B. Lösung 

Beim Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit wird 
eine Sachverständigenkommission mit dem Auftrag eingesetzt 
zu prüfen, ob und welche Maßnahmen möglich und notwendig 
sind, um den Schutz ungeborenen Lebens und die Hilfen für 
Schwangere noch wirksamer zu gewährleisten. 

Außerdem soll die Kommission die Erfahrungen von Ärzten, 
Krankenanstalten und Beratungsstellen über die Beratung der 
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Schwangeren und Folgen von Schwangerschaftsabbrüchen sam- 
meln und auswerten. Ein erster Bericht soll spätestens zum 
1. Januar 1978 vorgelegt werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte ursprünglich die Einsetzung 
einer Enquete-Kommission beim Deutschen Bundestag und 
einer Sachverständigenkommission bei der Bundesregierung für 
jeweils einen der genannten Aufgabenbereiche vorgeschlagen. 


D. Kosten 

Die Kosten zu Lasten des Einzelplans 15 — Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit — lassen sich zur Zeit noch 
nicht übersehen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Christ 


Die Anträge betreffend Enquete-Kommission 

— Drucksache 7/548 — und betr. Sammlung und 
Auswertung von Erfahrungen über die Folgen ärzt- 
lich vorgenommener Schwangerschaftsabbrüche 

— Drucksache 7/552 — wurden vom Deutschen Bun- 
destag in seiner 33. Sitzung am 17. Mai 1973 an den 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit feder- 
führend sowie an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung und den Sonderausschuß für die Straf- 
rechtsreform mitberatend überwiesen. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung erarbeitete seine Stel- 
lungnahme in der Sitzung am 23. Januar 1973. Der 
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform gab sein 
Votum am 19. September 1973 ab. Der federführende 
Ausschuß nahm die Beratung beider Anträge am 
24. Mai 1973 auf. Die Beschlußfassung erfolgte nach 
mehreren weiteren Beratungen am 13. Februar 1974. 

Die Grundanliegen beider Anträge wurden in 
allen beteiligten Ausschüssen von Anfang an bejaht. 
Ausschlaggebend für diese positive Bewertung war 
einmal die Überzeugung, daß die Zahl der Schwan- 
gerschaftsunterbrechungen vermindert werden kann, 
wenn den Familien und den verheirateten und un- 
verheirateten Frauen mehr materielle und mensch- 
liche Unterstützung zuteil wird und wenn die Mög- 
lichkeiten für eine qualifizierte und jederzeit aus- 
reichend angebotene Beratung über Familienpro- 
bleme, vor allem über Familienplanung und Kinder- 
erziehung geschaffen werden. Der Ausschuß hat 
diese Überzeugung in seinen Beschlüssen zu den 
vier Entwürfen eines Gesetzes zur Reform des Straf- 
rechts (5. StrRG) — Drucksachen 7/375, 7/443, 7/554, 
7/561 — , zu dem Entwurf eines Strafrechtsreform- 
Ergänzungsgesetzes — Drucksache 7/376 — , und zu- 
letzt zu den Anträgen der Fraktionen der SPD, 
FDP und der Fraktion der CDU/CSU betreffend Fa- 
milienberatung und -planung — Drucksache 7/374, 
7/549 — bereits mehrfach zum Ausdruck gebracht. Er 
ist sich jedoch darüber im klaren, daß mit diesen 
Bemühungen nur erste, wenn auch wesentliche 
Schritte getan worden sind. Es ist nach seiner Auf- 
fassung deshalb notwendig, sorgfältig zu prüfen, 
welche weiteren Maßnahmen, insbesondere im so- 
zial- und familienpolitischen Bereich, in Betracht 
kommen und verwirklicht werden können, die ge- 
eignet sind, den Schutz ungeborenen Lebens zu ver- 
bessern. Dabei wird es auf die Entwicklung eines in 
sich abgestimmten Gesamtkonzepts ankommen. Dar- 
in wird die erste Aufgabe der einzusetzenden Kom- 
mission liegen. 

Zum anderen hält es der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit ebenfalls in Übereinstim- 


mung mit den beteiligten Ausschüssen für notwen- 
dig, daß die Erfahrungen der Ärzte, Krankenanstal- 
ten und Beratungsstellen über die medizinischen, 
psychologischen und sozialen Folgen ärztlich vorge- 
nommener Schwangerschaftsabbrüche bei den betrof- 
fenen Frauen sowie die möglichen medizinischen 
Folgen bei später geborenen Kindern gesammelt und 
ausgewertet werden. Dazu gehört nach Meinung 
des Ausschusses u. a. auch die Beobachtung der sta- 
tistischen Entwicklung der Schwangerschaftsab- 
brüche und eine Untersuchung der Motivationen der 
betroffenen Frauen. 

Damit ist die zweite Aufgabe der Sachverständi- 
genkommission umrissen. Die Kommission sollte 
insgesamt ihre Arbeit nicht auf den Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland beschränken. Vielmehr 
ist der Ausschuß der Auffassung, daß die Erfahrun- 
gen und Erkenntnisse in anderen Staaten, insbeson- 
dere auf medizinischem Gebiet, in die Auswertung 
einbezogen und in den Bericht aufgenommen werden 
müssen. 

Die Fraktion der CDU/CSU war zunächst der Auf- 
fassung, daß die beiden Aufgabenbereiche zwei ge- 
trennten Kommissionen, nämlich einmal einer Sach- 
verständigen-Kommission bei der Bundesregierung 
und zum anderen einer Enquete-Kommission des 
Bundestages übertragen werden sollten. Sie brachte 
dementsprechend zwei getrennte Anträge ein. Im 
Verlauf der Beratungen stellte sich jedoch immer 
deutlicher heraus, daß es zweckmäßiger wäre, mit 
beiden Aufgaben eine Kommission zu betrauen. 
Einmal zielen beide Anträge in die gleiche Richtung, 
und zum anderen überschneiden sie sich teilweise. 
Schließlich korrespondieren sie insoweit miteinan- 
der, als die gesammelten und ausgewerteten Erfah- 
rungen der Ärzte, Krankenanstalten und Beratungs- 
stellen in die Vorschläge für weitere Maßnahmen 
einfließen müssen, damit wirklich ein abgestimmtes 
Konzept zum Schutz ungeborenen Lebens geschaf- 
fen wird. 

Die Fraktion der CDU/CSU stimmte deshalb unter 
der Bedingung, daß den Begehren beider Anträge 
entsprochen werde, dem Vorschlag zu, die Einset- 
zung einer Kommission zu empfehlen. Dieser Be- 
dingung ist mit dem jetzt vorgelegten Ausschuß- 
antrag — der im übrigen mit dem Votum des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung überein- 
stimmt — entsprochen. 

Einigung wurde auch darüber erzielt, die Sachver- 
ständigen-Kommission beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit einzusetzen. 
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Schließlich einigte sich der Ausschuß dahin, den 
zu erstellenden Bericht mit einer Stellungnahme des 
Ministeriums spätestens zum 1. Januar 1978 anzu- 
fordern. Die Fraktion der CDU/CSU, die zunächst 


den 1. Januar 1977 als Vorlage-Termin beantragt 
hatte, ließ sich davon überzeugen, daß ein längerer 
Zeitraum im Interesse eines abgerundeten Ergeb- 
nisses erforderlich ist. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Christ 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, beim Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit eine Sachverständigen-Kommission mit folgendem Auf- 
trag einzusetzen: 

a) zu prüfen, ob und ggf. welche über die zur Zeit im Zusammenhang mit der 
Reform des § 218 StGB von der Bundesregierung und den freien Trägern 
getroffenen bzw. geplanten Maßnahmen hinaus durch weitere Maßnahmen 
und Regelungen der Schutz ungeborenen Lebens und die Hilfe für die Schwan- 
gere noch wirksamer gewährleistet werden kann, 

b) Erfahrungen der Ärzte, Krankenanstalten und Beratungsstellen über 

1. Beratung von Schwangeren, 

2. die medizinischen, psychologischen und sozialen Folgen ärztlich vorge- 
nommener Schwangerschaftsabbrüche 

zu sammeln und auszuwerten. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit legt den Bericht der 
Sachverständigen-Kommission mit seiner Stellungnahme dem Deutschen Bundes- 
tag spätestens zum 1. Januar 1978 vor. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Christ 

Berichterstatter 



